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A n fra g e b e a n t war tun g. 

Eine Ahfrage der Abg.E 1 s e r und Genossen an den Bundesminister 

für Verkehr und verstaatlichte Betriebe, betre ffend die völlig ungerechtfertigte 

Versetzung gewählter Vertrauensleute der Post-und Te1E;lgraphenbediensteten auf 
., 

andere Dienstposten~ beantwortet Bundesminister Ing~W a 1 d b run n e r wie 

folgt & 

Zunächst möchte ich feststellen, dass die von mir angeordnete Ver­

setzung des Telegraphenoberadjunkten Karl Schillinger und des Vertragsbediensteten 

Karl Stanzel vt'tm Fernsprechvernuitlun.gsamt Afrikanergasse, bzw .. Zollergasse ent ... 

gegen der Anfragebeaauptung schriftlich durch Dienstanweisungen der Generaldi­

rektion für die P-"st- und Telegraphenverwaltung der Post- und Telegraphendirektion 

WiEn aUfgetragen wurde. 

Die.Post- und Telegraphendirektion Wien hat ihrerseits unter gleich­

zeitiger Verständigung des Obmannes des Personalausschusses (Gruppe Telegraph) 

die Versetzung der beiden Bediensteten zum Telegraphenbauamt 3,'und zwar eben­

falls schriftlich durchgeführt. ~ 

Zu die ser Versetzung sah ich mich im Hinblick auf einen geordneten 

Dienstbetrieb veranlasst. 

Eine Verletzung der Rechte des Personals, bzw.einer demokratischen 

Pers onalvertr etung war von mir in keiner Weise beabsichtigt urtd ist durch diese 

Versetzungen auch nicht erfolgt. Ich trete grundsätzlich für engste Zwammenarbeit 

mit der demokratisohen Personalvertretung auf Grund der bestehenden Regelung , 
ein

l 
und es liegt mir nichts ferner, als die Rechte des Personals zu sclunälern, da 

ich mir der a~fopfernden Arbeit desselben vcll bewnsst bin. 

. A~f Grund der bis znr Erlassung einer gesetzlichen Personal'ifertretungs~· 
lf.::Jrschrift getroffenen Regelung sind Vertrauensmänner im allgemeinen nur bei 
'selbständigen Ämtern vorgesehen. Die bisherigen Dienststellen der beiden genann·ten 
Bediensteten sind aber keine selbständigen Ämter, .sondern gehören dem Verbande 
des Fernsprechbetriebsamtes Wien an. Die Frage allerdings, ob diese Dienststellen, 
b(ji denen die. versetzten Bediensteten beschäftigt waren, wieder selbständige Dienst­
stellen werden c·der weiter dem Fernspreohbetriebsamt eingegliedert bleiben, ist 
noch nicht geklärt. Es ist daher auch nicht geklärt, ob dort künftighin selbständige 
Vertrauensmännerausschüsse gebildet werden oder nicht. Die en-dgül:tigeEntscheidung 
dieser Frage ist der in Ausarbeitung. stehenden Personalvertretungs~rschrift 
v-,rbehalt en. 

Im Hinblick auf d-iese ungeklärte Sachlage konnte demnach durch die Ver­
setzung der in Betracht kommenden Bediensteten die inder provisorischen Regelung 
auch enthaltene Schutzbestimmung (Beschrärtk.ung der Versetzungsmöglichkeit) 
tlicht verletzt werden. 

Eine Zurücknahme der a~s betrieblichen Gründen erfolgten Versetzungen 
ist mir nicht mögliCh. 

-.-.-.-.~.-
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